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1 Grundlage der Überprüfung 

Die Überprüfung der flächendeckenden Versorgung mit Post-Geschäftsstellen basiert 

auf § 7 Abs. 1 Postmarktgesetz (PMG), der an dieser Stelle wiedergegeben werden soll. 

§ 7 (1) Eine flächendeckende Versorgung mit Post-Geschäftsstellen im Sinne 

des § 6 gilt als gegeben, sofern den Nutzerinnen und Nutzern bundesweit 

mindestens 1.650 Post-Geschäftsstellen zur Verfügung stehen. In Gemeinden 

größer 10.000 Einwohnerinnen oder Einwohner und allen Bezirkshauptstädten 

ist zu gewährleisten, dass für mehr als 90% der Einwohnerinnen oder 

Einwohner eine Post-Geschäftsstelle in maximal 2.000 Metern oder in allen 

anderen Regionen eine Post-Geschäftsstelle in maximal 10.000 Metern 

erreichbar ist. 

Die für die Überprüfung notwendigen Daten wurden von der Österreichischen Post 

AG geliefert, bzw. sind der RTR-GmbH zugänglich. 

Folgende Daten sind für die Überprüfung der flächendeckenden Versorgung mit Hilfe 

eines Geographischen Informations-Systems erforderlich: 

• Standorte der Post-Geschäftsstellen 

o Punktkoordinaten der bestehenden Post-Geschäftsstellen 

• Standorte der eventuellen Ersatz-Post-Geschäftsstellen 

o Punktkoordinaten der eventuellen Ersatzstandorte 

• Bevölkerungsraster 100 m x 100 m der Statistik Austria 

• Gemeindegrenzen 

• Build-Up Areas bzw. bebautes städtisches Gebiet 

o In Bezirkshauptstädten, Landeshauptstädten und im Hauptort von 

Gemeinden mit mehr als 10.000 Einwohnern werden die Flächen 

definiert, die zusammenhängend bebaut und dauerhaft besiedelt sind. 

Diese Flächen stellen in diesen Gemeinden das städtische Gebiet 

(Build-Up Area) dar. 
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• Gesamtstraßennetz 

Die Überprüfung wurde mit dem Geographischen Informations-System (GIS) ArcView 

der Fa. ESRI durchgeführt. Die Daten wurden im geografischen Referenzsystem 

ETRS89-LAEA aufbereitet. 

2 Methodik der Überprüfung 

Die Überprüfung der geografischen Versorgungsauflage erfolgt durch die Berechnung 

des Versorgungsgrades im städtischen Bereich bzw. in der gesamten Gemeinde. In 

städtischen Gebieten müssen 90% der städtischen Bevölkerung innerhalb eines 2 km 

Versorgungsgebietes liegen, wobei ein Gebiet auch von mehreren Post-

Geschäftsstellen versorgt werden kann.  

Zudem wird überprüft, ob zumindest 90% der Bevölkerung einer Gemeinde innerhalb 

eines 10 km Versorgungsgebietes liegen, wobei auch hier die Versorgung wieder von 

mehreren Post-Geschäftsstellen erfolgen kann. Die Versorgung der Gemeinden kann 

also durch die Versorgungsgebiete mehrerer Post-Geschäftsstellen gegeben sein. 

Für die Überprüfung der geografischen Versorgungsauflage der Österreichischen Post 

AG bei Schließung bzw. Umwandlung von Post-Geschäftsstellen sind folgende 

Analyseschritte notwendig: 

1. Über die gesamte Fläche von Österreich wird das Bevölkerungsraster1 der 

Statistik Austria, bei dem jede Zelle eine Größe von 100 m x 100 m umfasst, 

gelegt. In weiterer Folge werden definierte Build-Up Areas angewandt, die das 

zusammenhängende bebaute Gebiet (Ausdehnung ungefähr von Ortstafel bis 

Ortstafel) in den Gemeindezentren der Landeshauptstädte, der 

Bezirkshauptstädte und in Gemeinden größer 10.000 Einwohner darstellen. 

Die Bevölkerung innerhalb dieser Build-Up Areas wird als städtische 

 
1 Bevölkerungsraster der Statistik Austria mit einer Ausdehnung von 100 m x 100 m, in dem die Anzahl der 

Hauptwohnsitze je Rasterzelle als Attribut hinterlegt ist und im GIS für Analysen herangezogen werden kann. 
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Bevölkerung definiert (Mittelpunkt der Rasterzelle befindet sich innerhalb der 

Build-Up Areas). (siehe Abbildung 1). 

 

Abbildung 1: Bevölkerungsraster, städtische Siedlungsgebiete, Gemeindebevölkerung und 

Gemeindegrenzen 

 

2. Ausgehend von der neuen Gesamtheit der Post-Geschäftsstellenstandorte 

werden dem Verlauf des Straßennetzes folgend in ländlicher Lage 10 km bzw. 

in städtischer Lage 2 km gemessen und die Messendpunkte2 bestimmt. 

3. Danach wird eine konvexe Hülle auf Basis dieser Messendpunkte erstellt. 

Daraus ergibt sich ein Polygonzug, der das Versorgungsgebiet der jeweiligen 

Post-Geschäftsstelle darstellt (siehe Abbildung 2).  

 
2 Messendpunkte sind jene Punkte, die nach Ausmessen der Entfernung von 2 km bzw. 10 km von 

der Post-Geschäftsstelle bestimmt werden, um danach eine konvexe Hülle durch Verbinden 
dieser Endpunkte zu erstellen, aus der in einem weiteren Schritt ein Polygonzug für das GIS 
errechnet wird. 
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4. Anschließend werden sämtliche Rasterzellen des 100 m x 100 m Bevölkerungs-

rasters selektiert, die sich mit diesen Versorgungsgebieten überschneiden. 

Dabei ist zu beachten, dass dieser Schritt sowohl mit der gesamten 

Gemeindebevölkerung, als auch mit der städtischen Bevölkerung 

durchgeführt werden muss. 

 

Abbildung 2: Beispiel der Versorgung durch eine Postgeschäftsstelle (ohne Mehrfachversorgung) 

 

5. Da die Rasterzellen des Bevölkerungsrasters eindeutig über ihren Mittelpunkt 

einer Gemeindefläche zugeordnet sind, werden in weiterer Folge die 

Rasterzellen, die innerhalb eines Versorgungsgebietes liegen, einer Gemeinde 

gruppiert und die Einwohner addiert. 
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Nach dem Gegenüberstellen dieser Ergebnisse mit der Gesamtbevölkerung bzw. der 

städtischen Bevölkerung je Gemeinde ergibt sich der Versorgungsgrad dieser 

Gemeinde. 

Jener ermittelte Versorgungsgrad wird dem Versorgungsgrad anhand der 

Referenzstandorte aus dem Jahr 2015 gegenübergestellt. Bei den Referenzstandorten 

handelt es sich um 1813 Postgeschäftsstellenstandorte, die erstmals im Jahr 2009 

definiert und im Jahr 2015 aktualisiert wurden und einen „eingefrorenen“ Filialstand 

darstellen. Im Rahmen der Gemeindestrukturreform wurde in der Sitzung der Post-

Control-Kommission vom 12. Oktober 2015 die Aktualisierung des Filialstandes zum 

Stichtag 1. Jänner 2015 beschlossen. Ziel dieser Maßnahme war es, den Auswirkungen 

demografischer Veränderungen - insbesondere der Entstehung neuer Ballungsräume 

- angemessen Rechnung zu tragen. Jährlich werden anhand dieses 

Referenzfilialstandes von 2015 die Versorgungsgrade aller Gemeinden mit Hilfe der 

aktuellen Straßen- und Bevölkerungsdaten neu berechnet um so den 

Referenzversorgungsgrad je Gemeinde zu ermitteln. In jedem Flächenbericht wird der 

ermittelte Versorgungsgrad dem Referenzversorgungsgrad aus dem Jahr 2015 

gegenübergestellt. Eine Gemeinde gilt nur dann als unterversorgt, wenn der 

Versorgungsgrad sowohl unter 90% fällt als auch geringer als der 

Referenzversorgungsgrad ist. Liegt der berechnete Versorgungsgrad einer Gemeinde 

unter 90%, dann ist dies zulässig, wenn dieser nicht unter den 

Referenzversorgungsgrad aus dem Jahr 2015 sinkt.  

Stand 21.07.2025 
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